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Vorwort
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liebe leserinnen und leser, 

mit dem vorliegenden Jahresbericht für das Jahr 2011/2012 
möchte ich Ihnen einen kurzen überblick über die leistungen 
des Eisenbahn-Bundesamtes geben.

Die in den Jahren 2008 und 2009 von der Bundesregierung be-
schlossenen konjunkturprogramme wurden abgeschlossen. 
hier standen zusätzliche Investitionsmittel zur Verfügung, um 
innovative maßnahmen zur lärm- und Erschütterungsminde-
rung an schienenwegen zu erproben. Diese konjunkturpakete 
wurden eng durch das Eisbenbahn-Bundesamt begleitet, nicht 
nur bei der finanziellen Abwicklung, sondern auch im rahmen 
der zulassung neuer Bauprodukte.

maßgeblich bestimmt jedoch wurde das letzte Jahr von themen aus dem Bereich Fahrzeugzu-
lassung. Die Anlaufschwierigkeiten in einzelnen Projekten haben zu großem öffentlichen Inte-
resse geführt. sie wurden inzwischen aber im wesentlichen gelöst und es konnte ein großteil 
der auf eine Inbetriebnahmegenehmigung wartenden Fahrzeuge zugelassen werden. 

gleichzeitig lieferten sie auch den Anstoß für das unter der leitung des Bundesministeriums für 
Verkehr, Bau und stadtentwicklung erstellte handbuch Eisenbahnfahrzeuge, das das Ergebnis 
einer hochrangig besetzten Arbeitsgruppe aus Industrievertretern, Eisenbahnunternehmen 
und Behörden ist. hierbei wurde erstmalig der gesamte Prozess von der Ausschreibung der Ver-
kehrsverträge bis zur endgültigen Betriebsaufnahme hin aus unterschiedlichen Blickwinkeln 
beleuchtet. Im zuge dieser Diskussion ist es gelungen, das gegenseitige Verständnis für den 
Produktzyklus eines Eisenbahnfahrzeuges weiter zu vertiefen. Ebenfalls wurden flankierende 
maßnahmen identifiziert, die künftig mehr Prozesssicherheit bei den Antragstellern und auch 
eine Verschlankung der Verfahren, etwa durch die Festschreibung des regelwerksstandes für 
sieben Jahre ab Antragstellung oder die Einführung einer serienzulassung, fördern können. 

Ich bin zuversichtlich, dass sich die gemeinsam erzielten Ergebnisse in zukunft positiv auf die 
zulassungsprozesse auswirken werden, auch wenn zurzeit noch ein stück Arbeit vor uns liegt, 
alle flankierenden maßnahmen umzusetzen.

Eine angenehme lektüre wünscht Ihnen
Ihr

gerald hörster
Präsident des Eisenbahn-Bundesamtes
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DAs EIsEnBAhn-
BunDEsAmt 



Das Eisenbahn-Bundesamt (EBA) ist Auf-
sichts- und genehmigungsbehörde für die 
Eisenbahnen des Bundes sowie für die Eisen-
bahnverkehrsunternehmen (EVu), die ihren 
sitz im Ausland haben, aber auf dem gebiet 
der Bundesrepublik Deutschland tätig sind. 
Das EBA führt zudem die Aufsicht über Ei-
senbahnverkehrsunternehmen (EVu), so-
weit diese das bundeseigene schienennetz 
benutzen.

nach der europäischen sicherheitsrichtlinie 
im Bereich der Eisenbahn ist das EBA außer-
dem die nationale sicherheitsbehörde für 
die Bundesrepublik Deutschland. Die Auf-
sicht des EBA  erstreckt sich damit auch auf 
die nichtbundeseigenen Eisenbahnen (nE-
Bahnen), die einer sicherheitsgenehmigung 
oder sicherheitsbescheinigung bedürfen.

Eine sicherheitsbescheinigung ist für ein 
EVu obligatorisch, wenn dieses am öffent-
lichen regelspurigen Eisenbahnverkehr 
teilnehmen möchte, eine sicherheitsgeneh-
migung dagegen für ein öffentliches Eisen-
bahninfrastrukturunternehmen (EIu). regi-
onalverkehr ohne Anschluss ins Ausland ist 
von dieser regel ausgenommen und unter-
liegt – mit Ausnahme der bundeseigenen Ei-
senbahnunternehmen – der Aufsicht durch 
die Bundesländer. Den ländern steht jedoch 
die möglichkeit offen, dem EBA die Durch-
führung der landeseisenbahnaufsicht (lEA) 
zu übertragen. Von 16 Bundesländern nut-
zen derzeit elf diese option. 

Insgesamt ist das EBA für mehr als zwei Drit-
tel aller Eisenbahnunternehmen in Deutsch-
land zuständig und bündelt damit einen 
beträchtlichen teil des hierzulande verfüg-
baren eisenbahntechnischen wissens.

zu den Aufgaben des Amtes gehören neben 
der allgemeinen Eisenbahnaufsicht unter 
anderem die Planfeststellung für Betriebs-
anlagen der bundeseigenen Eisenbahnen, 
die zulassung von Fahrzeugen und schie-
neninfrastruktur sowie die fachliche un-
tersuchung von gefährlichen Ereignissen 
im Bahnbetrieb. Das EBA bereitet Finanzie-
rungsvereinbarungen vor und bewilligt 
Fördermittel, die der Bund im Bereich schie-
nenverkehr zur Verfügung stellt. Auch setzt 
das EBA die gesetzlich verankerten rechte 
von Fahrgästen durch. seit 2011 obliegt der 
Behörde die Erteilung von triebfahrzeug-
führerscheinen. 

Das EBA unterliegt der Fach- und rechts-
aufsicht des Bundesministeriums für Ver-
kehr, Bau und stadtentwicklung (BmVBs). 
In seiner zentrale in Bonn und in den zwölf 
Außenstellen sind rund 1.200 mitarbeiter be-
schäftigt. 

Eisenbahn-Bundesamt – Jahresbericht 2011|2012
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Gremien

Das Eisenbahn-Bundesamt (EBA) leitet die Geschäfte des Eisenbahnsicherheitsbeirates. Das seit 
2007 existierende Gremium berät die Sicherheitsbehörde und fördert die Zusammenarbeit mit 
den für die Eisenbahnaufsicht zuständigen obersten Landesbehörden. Der Beirat besteht aus je 
einem Vertreter oder einer Vertreterin der obersten Landesbehörden sowie des Bundesminis-
teriums für Verkehr, Bau und Stadtentwicklung (BMVBS). Das Ministerium führt den Vorsitz. 

Alle drei Jahre wählt das EBA Mitglieder des Netzbeirates aus. Dieser setzt sich aus Vertretern 
von Eisenbahnverkehrsunternehmen, von Aufgabenträgern und von Verbänden zusammen 
und berät die DB Netz AG bei der Entwicklung des Schienenetzes. Das unabhängige Gremium 
hat in der Vergangenheit eine Reihe von Empfehlungen abgegeben – zum Beispiel zu den The-
men Lärmvermeidung, Infrastrukturfinanzierung und Umgang mit Kapazitätsengpässen – 
und damit Impulse für die Entwicklung der Schieneninfrastruktur gesetzt.

Darüber hinaus ist das EBA in zahlreichen Arbeitskreisen, externen Gremien und Ausschüssen 
sowohl auf nationaler als auch internationaler Ebene vertreten. Dazu gehören etwa Arbeits-
kreise des Deutschen Instituts für Normung, des Deutschen Instituts für Bautechnik, Gremien 
der Europäischen Kommission und der Europäischen Eisenbahnagentur und Facharbeitskreise 
im Bereich Fahrzeugtechnik. 

Der Eisenbahnsektor in Deutschland

Das öffentliche Eisenbahnnetz in Deutschland umfasst insgesamt ca. 38.000 Betriebskilome-
ter. Dieses Streckennetz wird von insgesamt rund 175 genehmigungspflichtigen öffentlichen 
Eisenbahninfrastrukturunternehmen betrieben. Alleine knapp 32.500 Betriebskilometer ent-
fallen auf die DB Netz AG, den größten Infrastrukturbetreiber in Deutschland. Über 400 öffent-
liche Eisenbahnverkehrsunternehmen besitzen eine Genehmigung nach § 6 des Allgemeinen 
Eisenbahngesetzes (AEG) zum Erbringen von Eisenbahnverkehrsleistungen auf dem öffentli-
chen deutschen Schienennetz. Eine Übersicht über die Eisenbahnunternehmen finden Sie auf 
der Internetseite des Eisenbahn-Bundesamtes.

Das Eisenbahn-Bundesamt
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Das Eisenbahn-Bundesamt
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Das Organigramm des Eisenbahn-Bundesamtes 

wird bei Bedarf angepasst. 

Die aktuelle Version finden Sie im Internet unter: 

www.eisenbahn-bundesamt.de
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PlanfEststEllunG

wenn eine Eisenbahnbetriebsanlage errich-
tet oder geändert werden soll, ist das Eisen-
bahn-Bundesamt (EBA) zuständig für alle ho-
heitlichen Aufgaben im zusammenhang mit 
der zulassung und genehmigung – angefan-
gen bei der Planfeststellung. Das gilt sowohl 
für die gleisanlagen als auch für weitere Ei-
senbahnbauwerke wie etwa Brücken und 
tunnel oder die leit- und sicherungstechnik. 

Die Planfeststellung ist eine hoheitliche 
kernaufgabe. Es ist gesetzlich vorgeschrie-
ben, dass jeder Bau oder jede änderung von 
Betriebsanlagen einer Eisenbahn der vorhe-
rigen Entscheidung der Planfeststellungs-
behörde bedarf. Das EBA plant jedoch selbst 
keine Bauvorhaben und führt diese nicht 
durch, sondern entscheidet auf Antrag eines 
Eisenbahninfrastrukturunternehmens, des 
Vorhabenträgers, über die zulässigkeit der 
Planungen. 

Durch den Planfeststellungsbeschluss erhält 
der Vorhabenträger für den jeweils betrof-
fenen Abschnitt Baurecht. Im Planfeststel-
lungsverfahren sind deshalb alle durch das 
Vorhaben berührten öffentlich-rechtlichen 
und privaten Belange abzuwägen; auch die 
Auswirkungen des Vorhabens auf die um-
welt werden betrachtet. zu diesem zweck 
werden etwa die träger öffentlicher Belange 

(Behörden und andere stellen) am Verfahren 
beteiligt. zudem findet eine Anhörung der 
Öffentlichkeit statt, in der jedermann seine 
Einwände vorbringen kann. 

An stelle eines Planfeststellungsbeschlusses 
kann bei Erfüllung besonders definierter Vor-
aussetzungen eine Plangenehmigung erteilt 
werden. Bei änderungen und Erweiterungen 
von unwesentlicher Bedeutung können Plan-
feststellung oder Plangenehmigung unter 
umständen entfallen (Planverzicht).

Die Dauer des behördlichen Verfahrens ist 
vor diesem hintergrund einzelfallabhän-
gig und wird unter anderem durch Art und 
umfang des Vorhabens, die Qualität der Pla-
nunterlagen, die Anzahl und Qualität der 
Einwendungen und stellungnahmen sowie 
durch gesetzliche Verfahrensvorschriften 
beeinflusst.

Die Planfeststellungsrichtlinien, die das EBA 
regelmäßig aktualisiert und auf seiner In-
ternetseite zur Verfügung stellt, stellen die 
Anforderungen an planrechtliche Verfahren 
umfassend dar. Bevor größere Vorhaben fer-
tig gestellt werden, gibt es in der regel viele 
Planänderungsverfahren; diese sind in der 
nachfolgenden tabelle allerdings nicht be-
rücksichtigt.

» Anzahl der abgeschlossenen Planrechtsverfahren:

 2006 2007 2008 2009 2010 2011

Planfeststellung 137 171 138 119 130 112

Plangenehmigung 1.242 1.180 1.408 1.270 1.071 870

Entfallen von Planfeststellung  
und Plangenehmigung  888 746 586 452 392 306
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Die Fachstelle umwelt bündelt und erwei-
tert die Fachkompetenz der Behörde in den 
Bereichen natur- und landschafts- sowie 
Immissionsschutz. Der umweltleitfaden des 
EBA ist im Internet abrufbar. Dort werden 

zudem besonders umweltrelevante Ver-
fahren dargestellt sowie die sogenannten 
screening-Entscheidungen über die Frage, 
ob eine umweltverträglichkeitsprüfung 
durchzuführen ist.

Für folgende herausragende Projekte wurden im Jahr 2011 Planfeststellungsverfahren  
durchgeführt:

• ABs Berlin – rostock

• Dreigleisiger Ausbau der strecke hamburg – stelle – lüneburg

• Ausbau der strecke oldenburg – wilhelmshaven

• ABs 46/2 (Betuwe)

• neubau s 13 troisdorf – Bonn-oberkassel

• rhein-ruhr-Express in Essen und köln 

• seehafenhinterlandanbindung der hamburger häfen

• Ertüchtigung der heidebahn hannover – soltau – Buchholz i.d.n. (- hamburg)

• Projekt „niedersachsen ist am zug“ mit 40 Bahnhofsumbauten

• ABs Berlin – Frankfurt (oder)

• ABs Berlin – Dresden

• Dresdner Bahn (Berlin-südkreuz – Blankenfelde)

• umbau Bahnhof Berlin ostkreuz

• neubau umfahrung schwarzkopftunnel

• neubaustrecke (nürnberg –) Ebensfeld – Erfurt – leipzig/halle (– Berlin)

• neubau der 2. s-Bahn-stammstrecke in münchen

• Ausbau der strecke Ingolstadt – münchen, Endausbau nord

•  Verbesserung der schienenanbindung des Flughafens münchen (sog. „Erdinger  
ringschluss“), neubau neufahrner kurve und überwerfungsbauwerk Flughafen west

• ABs 38 münchen – mühldorf – Freilassing

• 3-gleisiger Ausbau der Bahnstrecke Freilassing – salzburg

• netzergänzende maßnahmen zum city-tunnel leipzig

• die sogenannte „niederschlesische magistrale“ – hoyerswerda – horka – staatsgrenze

• stuttgart 21

• neubaustrecke wendlingen – ulm

• neu- und Ausbau der strecke karlsruhe – Basel

• s-Bahn rhein / main, 2. Ausbaustufe der main-weser-Bahn

• ABs weimar – gera / mitte-Deutschland-Verbindung

• Vielzahl von Bü-Vorhaben im zuge des Blinklichtprogramms (nBl)
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zu den hoheitlichen Aufgaben des EBA 
gehört auch die Freistellung von Bahnbe-
triebszwecken: Die Freistellung nach § 23 
AEg beseitigt die rechtswirkungen der ei-
senbahnrechtlichen Planfeststellung. Für 
die freigestellten grundstücke wird die all-
gemeine rechtsordnung, insbesondere das 
Bauplanungsrecht, gültig und die kommu-
nen erlangen die Planungshoheit über die 
Flächen. Die regelungen des Verfahrens 
nach § 23 AEg sind im Internetauftritt des 
EBA näher erläutert. 

Alle Einschränkungen der öffentlichen Ei-
senbahnstrecken, die mehr als nur gering-

fügig sind, sind nach dem gesetz genehmi-
gungspflichtig. unter umständen bedarf 
es eines Planfeststellungsverfahrens, im 
rahmen dessen die verkehrlichen Belange 
der nutzer abgewogen und berücksichtigt 
werden müssen. Beantragte rückbaumaß-
nahmen veröffentlicht das EBA darum auf 
seinem Internetauftritt (www.eba.bund.de) 
unter Planfeststellung/Verkehrliche Belan-
ge. Die Behörde ermittelt unter anderem, ob 
rechte von nutzern beeinträchtigt werden, 
wie sich der rückbau auf den heutigen und 
künftigen Verkehr – auch im störungsfall – 
auswirkt und welchen Einfluss er auf die ka-
pazität der strecke hat.

» Anzahl der Freistellungsverfahren:

 2006 2007 2008 2009 2010 2011

Freistellungen 467 547 503 495 558 589

http://www.eisenbahn-bundesamt.de
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BauaufsICHt

grundlage für die Bauaufsicht bei Eisenbahn-
betriebsanlagen bilden die sogenannten an-
erkannten regeln der technik. Analog zu den 
listen der technischen Baubestimmungen 
der länder, führt das Eisenbahn-Bundesamt  
(EBA) für die baulichen Anlagen der Eisen-
bahninfrastruktur eine eisenbahnspezifische 
liste der technischen Baubestimmungen 
(EltB). Darin sind die bauaufsichtlich beson-
ders relevanten technischen regelwerke be-
nannt. 

Die regelungen zum Verfahren der Bauauf-
sicht sind in der Verwaltungsvorschrift über 
die Bauaufsicht im Ingenieurbau, oberbau 
und hochbau (VV BAu) und in der Verwal-
tungsvorschrift für die Bauaufsicht über sig-
nal-, telekommunikations- und Elektrotech-
nische Anlagen (VV BAu stE) festgelegt. 

Bestandteil der Bauaufsicht ist auch die zu-
lassung neuer Bauprodukte: Die beim Bau 
von Eisenbahnbetriebsanlagen im Bereich 
der Eisenbahnen des Bundes eingesetz-
ten Bauprodukte müssen für ihren Bestim-
mungszweck verwendbar sein. Eine Form des 
Verwendungsnachweises im Eisenbahnbau 
ist die zulassung eisenbahnspezifischer Pro-
dukte durch das EBA. Die Anforderungen an 
die Verwendbarkeit sind in den eisenbahn-
spezifischen Bauregellisten festgelegt. Auch 
hier wird in Analogie zu einem bewährten, 
allgemein anerkannten Instrumentarium – 
der vom Deutschen Institut für Bautechnik 
(DIBt) herausgegebenen Bauregelliste (Brl) 
– verfahren.

Ein schwerpunkt bei der zulassung von Bau-
produkten ergab sich zuletzt aus den kon-
junkturprogrammen der Bundesregierung. 

Dabei wurden auch zusätzliche Investitions-
mittel zur Verfügung gestellt, um innovative 
maßnahmen zur lärm- und Erschütterungs-
minderung an schienenwegen zu erproben. 

ziel der Finanzierung war vor allem, neue 
Bauarten oder materialien zu entwickeln, 
die lärmemissionen unmittelbar am gleis 
oder an Brücken – also direkt an der Quelle 
– bekämpfen. Einige Innovationen gelten 
als ungeregelte Bauprodukte bzw. Bau-
arten und bedürfen nach dem gesetz der 
zulassung des EBA, bevor sie zum Einsatz 
kommen können. Als eisenbahnspezifisches 
Bauprodukt hat das EBA unter anderem 
schon schienenstegdämpfer, schienensteg-
beschichtungen oder schienenkopfkonditi-
onieranlagen zugelassen. 

weitere neuentwicklungen sind transparen-
te lärmschutz-Elemente, die in zugelasse-
nen Aluminium- oder stahlbetonfassungen 
verankert sind, sowie die neu zugelassenen 
niedrigen schallschutzwände (nssw). Diese 
sind maximal 76 cm hoch und stehen sehr 
viel näher am gleis als herkömmliche wän-
de. Allein dieser umstand stellt besondere 
Anforderungen etwa an ihre stand- und Er-
müdungssicherheit. neben den technischen 
Anforderungen stellt auch der träger der un-
fallversicherung (Eisenbahn-unfallkasse) in 
seinen unfallverhütungsvorschriften ergän-
zende Forderungen. und auch die Bahn selbst 
hat Anforderungen an die einzelnen nssw 
formuliert. Dabei geht es etwa um Erforder-
nisse aus der Instandhaltung der gleisanla-
gen. trotz dieser vielseitigen Anforderungen 
hat das EBA allein in der zweiten Jahreshälfte 
2011 neun grundlegend verschiedene Vari-
anten von niedrigen schallschutzwänden 
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zugelassen. Die zusammenarbeit mit den 
Antragstellern war dabei sehr gut, so dass 
die Verfahren zügig abgeschlossen werden 
konnten: zwischen dem Einreichen der letz-

ten unterlagen und dem Bescheid des EBA 
lagen dabei in aller regel nur ein bis zwei 
wochen. 

» Anzahl der zulassungen eisenbahnspezifischer Bauprodukte:

 2006 2007 2008 2009 2010 2011

Ingenieurbau 23 12 44 44 54 70

oberbau 55 35 59 75 116 60

hochbau 1 0 0 0 2 1

sicherungsanlagen (stE) 732 725 1.036 458 522 450

Bei der zulassung einer Abweichung von 
den anerkannten regeln der technik wird 
baumaßnahmenbezogen für den jeweiligen 

Einzelfall eine sogenannte zustimmung im 
Einzelfall (ziE) ausgesprochen.

» Anzahl der zustimmungen im Einzelfall:

 2006 2007 2008 2009 2010 2011

Ingenieurbau 78 38 117 58 61 71

oberbau 14 19 14 12 14 6

hochbau 27 14 10 12 43 39

nach Abschluss der bauaufsichtlichen Ver-
fahren erteilt das EBA eine genehmigung 
zur nutzung der Anlage. hierbei wird unter-
schieden nach der zugehörigkeit zum trans-
europäischen netz (tEn) oder zum nationa-
len restnetz der Eisenbahnen. Im nationalen 
Bereich steht nach erfolgreicher Fertigstel-
lung der Anlagen die nutzungserlaubnis. 
Im tEn wird nach erfolgreichem Abschluss 
der Baumaßnahme und – sofern erforder-
lich – eines Eg-Prüfungsverfahrens mit einer 
entsprechenden Prüferklärung des Infra-
strukturbetreibers eine Inbetriebnahmege-
nehmigung erteilt. 

Die Verwaltungsvorschrift für die Verfah-
rensweise bei der Inbetriebnahme strukturel-
ler teilsysteme des transeuropäischen Eisen-
bahnsystems für den Bereich der ortsfesten 
Anlagen (VV Ist) regelt die Voraussetzungen 
und Prozesse für das Inbetriebnahmgeneh-
migungsverfahren nach der transeuropäi-
schen-Eisenbahn-Interoperabilitätsverord-
nung (tEIV). 
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faHRZEuGZulassunG

Das Eisenbahn-Bundesamt (EBA) ist zustän-
dig für die Abnahme und Inbetriebnahmege-
nehmigung für neu- und umbaufahrzeuge. 
Dabei wird von den Doppelstockwagen für 
den regionalverkehr, über Diesel- und Elekt-
rotriebwagen des nahverkehrs bis hin zu nei-
gezügen sowie hochgeschwindigkeitszügen 
des IcE-Verkehrs die gesamte fahrzeugtech-
nische Bandbreite bei lokomotiven und Per-
sonenfahrzeugen abgedeckt. Auch güter-, 
maschinen- und nebenfahrzeuge lässt das 
EBA zu.

wenn ein neu konstruiertes Fahrzeug erst-
malig eine Inbetriebnahmegenehmigung 
erhält, spricht man von einer Erstabnahme. 
Für die weiteren bauartgleichen Fahrzeuge 
werden sogenannte konformitätsabnahmen 
erteilt. 

Für die Inbetriebnahmegenehmigung von 
Fahrzeugen prüft das EBA – ausgehend von 
den sicherheitsrelevanten Funktionen und 
Bauteilen – ob die gesetzlichen Vorgaben 
und anerkannten regeln der technik einge-
halten werden. Die gesamtprojektsteuerung 
liegt dagegen in der Verantwortung des An-
tragstellers; dazu gehört auch, die test- und 
nachweisphase mit den dafür notwendigen 
Prüfstellen und gutachtern zu koordinieren 
und durchzuführen. 

Damit Fahrzeuge termingerecht bereit ste-
hen, müssen hersteller und ihre kunden ei-
nen ausreichenden zeitlichen Vorlauf für die 
konstruktion, zulassung und Auslieferung 
einplanen. Die Dauer des Prozesses hängt 
dabei nur zu einem geringen teil von der 
behördlichen zulassungsentscheidung ab, 

sondern vielmehr vom neuigkeitsgrad des 
Fahrzeuges und dem damit einhergehenden 
nachweis- und Prüfaufwand sowie der Quali-
tät der Erfüllung der einzelnen Prozessschrit-
te durch die unternehmen.

Das EBA unterstützt die unternehmen so 
weit wie möglich dabei, Eisenbahnfahrzeu-
ge rechtzeitig – und vor allem sicher – auf die 
schiene zu bringen. Das gesetz sieht vor, dass 
eine behördliche Entscheidung spätestens 
innerhalb von vier monaten nach Vorlage 
aller entscheidungserheblichen unterlagen 
ergehen muss. um diese Frist nach möglich-
keit nicht ausschöpfen zu müssen, führt das 
EBA das zulassungsverfahren grundsätzlich 
planungs- und fertigungsbegleitend durch.

Dabei begleitet das EBA die unternehmen 
von der lastenheftphase über Entwicklung, 
herstellung und tests zur Betriebserprobung 
bis zur gesamtbewertung und anschließen-
den Inbetriebnahmegenehmigung. Dieses 
serviceorientierte Vorgehen der Behörde ist 
im regelfall sehr effizient, stellt aber keine 
Fertigungsüberwachung dar. wie viel zeit 
der zulassungsprozess in Anspruch nimmt, 
hängt letztlich von der Entwicklungsreife des 
Produkts und der Qualität der nachweisfüh-
rung durch den Antragsteller ab, der die ge-
setzlichen Vorgaben einhalten muss. 

Die notwendigen Prüf- und zulassungs-
grundlagen stimmt das EBA mit den zustän-
digen europäischen Eisenbahn-sicherheits-
behörden – und zunehmend auch mit den 
Fachleuten der Bahnbetreiber und der Bahn-
industrie – ab. Bei den Inbetriebnahmepro-
zessen fließen die Belange des umweltschut-
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Handbuch  Eisenbahnfahrzeuge

Der deutsche Eisenbahnsektor ist auf verlässliche und effiziente Prozesse bei der herstellung 
und zulassung von Eisenbahnfahrzeugen von der Ausschreibung bis zur Inbetriebnahme an-
gewiesen. Damit „rollendes material“ künftig zuverlässiger planbar auf die schiene kommt, 
wurden in einem optimierungsprojekt, an dem das Eisenbahn-Bundesamt als zuständige 
deutsche zulassungsbehörde beteiligt ist, lösungen entwickelt. geleitet wird das Projekt vom 
BmVBs; teilnehmer sind zudem die Benannte stelle Interoperabilität (EBc), Bestellerorganisa-
tionen von schienenverkehr, sowie hersteller, Besteller und Betreiber von Eisenbahnfahrzeu-
gen und deren komponenten. Ein Ergebnis der Arbeit der Projektgruppe ist das handbuch Ei-
senbahnfahrzeuge, welches alle Beteiligten im mai 2011 unterzeichnet haben. Das handbuch 
ist ein leitfaden für die beteiligten Parteien und deckt auf Basis der Verwaltungsvorschrift In-
betriebnahmegenehmigung Fahrzeuge (VV IBg) den gesamten Prozess vom Vertragsabschluss 
bis zur Auslieferung ab. 
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zes und des technischen Arbeitsschutzes in 
die Prüfung ein. Immer mehr Bereiche wer-
den in den Inbetriebnahmegenehmigungs-
prozessen durch europäische Vorgaben ge-
prägt. Diese werden zunehmend auch durch 
die Benannten stellen (notified Bodies) ge-
prüft, deren Entscheidungen in den nationa-
len Prüfungsprozess einfließen. 

Anlagen in schienenfahrzeugen, die auf-
grund ihrer gefährlichkeit einer besonderen 

überwachung bedürfen sowie Anlagen in 
explosionsgefährdeten Bereichen, müssen 
einen speziellen zulassungsprozess des EBA 
durchlaufen. Eine besondere Bauart der gü-
terfahrzeuge sind die kesselwagen. In kessel-
wagen wird auch gefahrgut befördert. tanks, 
in denen gefahrgut transportiert werden 
kann, benötigen eine Baumusterzulassung 
nach gefahrgutrecht, bevor der entspre-
chende kesselwagen eine Abnahme erhalten 
kann.

»  Anzahl der Abnahmen und Inbetriebnahmegenehmigungen von triebfahrzeugen und 
lokomotiven:

 2006 2007 2008 2009 2010 2011

neubauten 257 282 334 428 300 358

umbauten 165 226 2.379 886 2.228 1.975

» Anzahl der Abnahmen im Bereich reisezugwagen:

 2006 2007 2008 2009 2010 2011

neubauten 114 156 248 179 165 544

umbauten 15 26 120 110 52 311

» Anzahl der Abnahmen im Bereich güterwagen:

 2006 2007 2008 2009 2010 2011

Bauartzulassungen 37 19 11 18 11 6

Inbetriebnahmgenehmigungen 2.313 4.087 4.861 3.958 2.452 1.350
auf übereinstimmung

umbauten 2 0 6 9 26 30

» Anzahl der Abnahmen im Bereich maschinen- und nebenfahrzeuge:

 2006 2007 2008 2009 2010 2011

Bauartzulassungen 17 10 16 24 25 8

Inbetriebnahmegenehmigung 205 220 318 116 136 207
auf übereinstimmung
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natIOnalEs faHRZEuGEInstEllunGsREGIstER

Dem Eisenbahn-Bundesamt (EBA) obliegt die 
Pflege des seit 2007 existierenden nationalen 
Fahrzeugeinstellungsregisters (nVr: natio-
nal Vehicle register). In ihm müssen erstens 
alle neufahrzeuge und zweitens für jedes 
Fahrzeug die stelle, die für seine Instandhal-
tung zuständig ist, aufgenommen werden. 
Auch die Bestandsfahrzeuge hat das EBA in 
den zurückliegenden Jahren registriert – die 
sogenannten nebenfahrzeuge im Bestand 
allerdings nur auf ausdrücklichen wunsch 
der halter. Ende 2011 enthielt das nVr mehr 
als 200.000 und damit über 98 Prozent aller 
deutschen Fahrzeuge.

Das nVr wird ein teil des europäisch zentra-
lisierten Fahrzeugeinstellungsregisters, des 
European centralised Virtual Vehicle regis-
ter (EcVVr). In ihm soll künftig der Fahrzeug-
park gelistet sein, der auf dem transeuropäi-
schen netz verkehrt. Bevor ein Fahrzeug eine 

Inbetriebnahmegenehmigung bekommt, 
benötigt es eine zwölfstellige Fahrzeugnum-
mer, welche die länderkennung und eine 
kodierte Fahrzeughalterkennzeichnung ent-
hält. Die europäische Fahrzeugnummer ist 
ein weiterer schritt der marktöffnung, denn 
sie dient dazu, Fahrzeuge europaweit ein-
heitlich zu identifizieren. 

so muss nicht nur jedes Fahrzeug in Euro-
pa in einem nVr registriert sein, sondern 
ihm muss auch eine für die Instandhaltung 
zuständige stelle zugewiesen werden, die 
Entity in charge of maintenance (Ecm). Die-
se stellen müssen mittels eines Instandhal-
tungsmanagementsystems gewährleisten, 
dass die Fahrzeuge sich in einem sicheren 
Betriebszustand befinden. soweit es güter-
wagen betrifft, ist die zertifizierung von Ecm 
von mai 2013 an Pflicht. 
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EIsEnBaHnRECHt

Das Bundesverwaltungsgericht in leipzig hat im Dezember 2011 entschieden, dass das Eisen-
bahn-Bundesamt (EBA) die Eisenbahnunternehmen zur Erteilung von Auskünften verpflichten 
kann. Damit hat das Bundesverwaltungsgericht eine gegenteilige Entscheidung des oberver-
altungsgerichts für das land nordrhein-westfalen aufgehoben und die rechtsauffassung der 
Behörde bestätigt. Das gericht hat entschieden, dass den gesetzlich umschriebenen Auskunfts-
pflichten der unternehmen entsprechende Befugnisse der Aufsichtsbehörden zur hoheitlichen 
Auskunftserhebung gegenüberstehen. nach dem willen des gesetzgebers solle das EBA in die 
lage versetzt werden, sich die für seine überwachungsaufgabe erforderlichen Informationen 
auf möglichst einfache, effektive und zugleich einen wirksamen rechtsschutz gewährleisten-
de weise – eben durch den Erlass von vollstreckbaren Auskunftsbescheiden – zu verschaffen.
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sICHERHEItsBEsCHEInIGunG / sICHERHEItsGEnEHMIGunG

um am öffentlichen Eisenbahnverkehr 
teilnehmen zu können, benötigen Eisen-
bahnverkehrsunternehmen eine sicher-
heitsbescheinigung und öffentliche Ei-
senbahninfrastrukturunternehmen eine 
sicherheitsgenehmigung des Eisenbahn-
Bundesamtes (EBA). In diesem zusammen-
hang müssen die unternehmen unter an-
derem ein sicherheitsmanagementsystem 
einrichten, das den Eu-rechtlichen Anforde-
rungen genügt. zudem müssen sie nachwei-
sen, dass sie die nationalen Anforderungen 
für den sicheren Verkehrsbetrieb auf dem 
Eisenbahnnetz erfüllen. Das gilt auch für 
ausländische EVu, die in Deutschland am Ei-
senbahnbetrieb teilnehmen möchten. 

um den Antragstellern für sicherheitsbe-
scheinigungen und sicherheitsgenehmi-
gungen zu helfen, führt das EBA – auch in 
zusammenarbeit mit dem Verband Deut-
scher Verkehrsunternehmen (VDV) – regel-
mäßig Informationsveranstaltungen durch. 
zudem hat es einen leitfaden herausgege-
ben, in dem das Verfahren zur Erteilung von 
sicherheitsbescheinigungen, die Anforde-
rungen an die Prozesse des sicherheitsma-
nagements und die Bewertungskriterien 
dargestellt sind. Im übrigen hat die Europä-
ische Eisenbahnagentur (European railway 
Agency, ErA) einen Anwendungsleitfaden 
für die gestaltung und umsetzung eines 
sicherheitsmanagementsystems für Eisen-
bahnen, der auch in deutscher sprache ver-
fügbar ist, als hilfestellung veröffentlicht. 

IntERnatIOnalEs

seit der gründung der ErA in lille / Valen-
ciennes treibt die Europäische kommission 
die realisierung eines einheitlichen europä-
ischen Eisenbahnraums voran. Die ErA erar-
beitet in vielen Arbeitsgruppen unter Betei-
ligung von Fachleuten, unter anderem aus 
dem Eisenbahn-Bundesamt (EBA) und aus 
europäischen Verbänden des Eisenbahnsek-
tors, neue gesamteuropäische regelungen 
für Interoperabilität und sicherheit. 

Derzeit wird auf europäischer Ebene ein 
sogenanntes „Joint network secretariat“ 
eingerichtet. In diesem neuen gremium, 
das organisatorisch bei der ErA angesiedelt 

wird, können die nationalen sicherheits-
behörden und Vertreter der Verbände des 
Eisenbahnsektors zukünftig bei aktuellen 
Problemen und dringlichen Fragen ihre ge-
meinsame Vorgehensweise noch schneller 
abstimmen.

Deutsche Interessen werden über den len-
kungskreis Interoperabilität und sicherheit 
(www.lenkungskreis.de) gebündelt und ko-
ordiniert. Der lenkungskreis setzt sich aus 
Vertreterinnen und Vertretern des BmVBs, 
der Bundesländer, der deutschen Bahnin-
dustrie, der deutschen Bahnen und der deut-
schen Privatgüterwagenhalter zusammen. 

http://www.lenkungskreis.de
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In den Arbeitsgruppen des lenkungskreises 
werden die relevanten themen der ErA-Ar-
beitskreise national diskutiert und stellung-
nahmen zur europäischen gesetzgebung 
erarbeitet, die ebenfalls in die Arbeitsgrup-
pen der ErA und gremien der Europäischen 
union eingebracht werden. 

Das EBA unterstützt das BmVBs dabei, eu-
ropäische gesetzesinitiativen in nationales 
recht umzusetzen. zur Vereinfachung des 
grenzüberschreitenden Verkehrs bereitet 
die Behörde darüber hinaus bilaterale Ver-
einbarungen vor, wie beispielsweise die 
gegenseitige Anerkennung von Fahrzeug-
zulassungen. 2006 haben Deutschland und 
Frankreich die erste Vereinbarung dieser 
Art in Europa geschlossen und sie in den Fol-

gejahren aktualisiert. Anfang 2010 ist eine 
entsprechende Vereinbarung mit Belgien 
und luxemburg zustande gekommen. 

zuletzt wurde im september 2011 ein neues 
Abkommen mit der schweiz zur gegensei-
tigen Anerkennung von zulassungsverfah-
ren für lokomotiven, triebzüge und reise-
zugwagen unterzeichnet. Das EBA und das 
schweizer Bundesamt für Verkehr (BAV) 
haben darin rahmenbedingungen für die 
Inbetriebnahmegenehmigung von Eisen-
bahnfahrzeugen vereinbart, die auch eine 
liste gemeinsamer technischer Anforde-
rungen enthalten. Damit wird künftig die 
Doppelprüfung zahlreicher Punkte vermie-
den und so der zeitliche und finanzielle Auf-
wand für die Antragsteller reduziert.

tsI

um ein sicheres und interoperables, also technisch kompatibles, europäisches Bahnsystem 
zu verwirklichen, wurden und werden sowohl im hochgeschwindigkeitsverkehr als auch im 
konventionellen Verkehr sogenannte technische spezifikationen für die Interoperabilität (tsI) 
eingeführt. Diese tsI enthalten die Anforderungen und die Prüfverfahren für Interoperabili-
tätskomponenten und teilsysteme. 

Das Eisenbahn-Bundesamt ist zuständig für die Anerkennung und überwachung der Benann-
ten stellen (notified Bodies) in Deutschland, die die konformität von Eisenbahnprodukten mit 
dem europäischen regelwerk bewerten. 



Eisenbahn-Bundesamt – Jahresbericht 2011|2012

27

2010 ist die erste stufe der Eu-Verordnung 
über die „Festlegung einer gemeinsamen  
sicherheitsmethode für die Evaluierung und 
Bewertung von risiken“, kurz csm rA, in 
kraft getreten. sie richtet sich an hersteller, 
Fahrzeughalter, Eisenbahnverkehrsunter-
nehmen und Eisenbahninfrastrukturunter-
nehmen, Prüfstellen und Benannte stellen. 

Die csm rA bezieht sich auf alle wichtigen 
und sicherheitsrelevanten änderungen des 
Eisenbahnsystems. Dazu können der neu- 
oder umbau von Eisenbahnfahrzeugen  
oder Eisenbahninfrastruktur, sowie neue 
oder geänderte Betriebsverfahren ein-
schließlich organisatorischer änderungen 
gehören. Die Verordnung dient außerdem 
dazu, für hersteller und Eisenbahnen den 
marktzugang zu erleichtern. Die csm rA 
führt darum ein europaweit einheitliches, 
strukturiertes risikomanagementverfahren 
für den Bahnsektor ein. 

Das EBA hat mit den organisationen des Ei-
senbahnsektors ein gemeinsames Vorgehen 
bei der umsetzung der csm-Verordnung in 
Deutschland abgestimmt. Die Ergebnisse 
sind in einen leitfaden eingeflossen, den das 
EBA für seine mitarbeiter erstellt hat und der 
entsprechend den praktischen Erfahrungen 
stetig fortentwickelt wird. 

Die zweite stufe der Verordnung ist am 
1.7.2012 in kraft getreten. während sie im 
ersten schritt nur für alle signifikanten tech-
nischen änderungen an Fahrzeugen und 
genehmigungspflichtigen infrastruktur-
bezogenen strukturellen teilsystemen ver-
bindlich war, wird sie nun auch bei betrieb-
lichen und organisatorischen änderungen 
und für technische änderungen an den 
nicht genehmigungspflichtigen infrastruk-
turbezogenen teilsystemen verpflichtend. 
Das EBA begleitet diesen Prozess aktiv.
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EIsEnBaHnaufsICHt

In der Eisenbahnaufsicht überwacht das 
Eisenbahn-Bundesamt (EBA), ob die Eisen-
bahnen grundlegende sicherheitsanforde-
rungen und gesetzliche Bestimmungen ein-
halten beziehungsweise umsetzen. Das gilt 
für den Eisenbahnbetrieb, für die Fahrzeu-
ge und für die Eisenbahninfrastruktur ein-
schließlich der signalanlagen. 

Infrastruktur 

Die Betriebssicherheit einer Eisenbahnbe-
triebsanlage kontrolliert das EBA etwa, in- 
dem es die Funktionsfähigkeit der Instand-
haltungsorganisation überwacht, Inspekti-
onen vor ort begleitet oder eigene schwer-
punktprüfungen vornimmt. Das Verfahren 
für die Aufsicht über Infrastrukturanlagen ist 
in entsprechenden Verwaltungsvorschriften 
geregelt:

In der Verwaltungsvorschrift für die Eisen-
bahnaufsicht über signal-, telekommuni-
kations- und Elektrotechnische Anlagen  
(VV EA – stE) gibt es einen Pflichtteil mit fest-
gelegten stichproben je Anlagentyp pro Jahr 
und ergänzend dazu einen variablen teil mit 
jährlichen zentralen und regionalen schwer-
punkt-Programmen. Der Pflichtteil umfasst 
etwa die hälfte der jährlich durchzuführen-
den überprüfungen und wird in einer neuen 
bundesweiten Datenbank nach statistischen 
grundsätzen ausgewertet. Dies gewährt 
auch bei quantitativ reduziertem Prüfum-
fang einen überblick über den zustand der 
Anlagen und der Instandhaltungsprozesse. 

Für die Anlagen des Ingenieurbaus, oberbaus 
und hochbaus (Ioh-Anlagen) sind die Vorga-
ben für die Aufsicht in der Verwaltungsvor-
schrift zur Eisenbahnaufsicht über bauliche 
Anlagen (VV EA) verankert. In diesem rah-
men hat das EBA auch die Prozessorientierte 
Eisenbahnaufsicht (proEA) eingeführt. Diese 
stellt auf Basis belastbarer stichproben und 
anlassbedingter schwerpunktprüfungen ein 
umfassendes Verfahrens-Audit dar, mit dem 
die Instandhaltungsprozesse beim Betrei-
ber beurteilt werden können. sie ermöglicht 
somit Aussagen, inwieweit die Einhaltung 
maßgeblicher sicherheitsanforderungen 
durch die organisation und tätigkeit der In-
frastrukturunternehmen gewährleistet wird. 

neben den objektbezogenen Einzelfallprü-
fungen führt das EBA zunehmend auch un-
ternehmensbezogene systemprüfungen 
durch. Dabei überwacht die Behörde bei-
spielsweise, ob die unternehmen ihre sicher-
heitsmanagementsysteme weiterentwickelt 
haben und ob sie auf Erkenntnisse aus gefähr-
lichen Ereignissen von sich aus angemessen 
reagieren. Die unternehmen müssen zudem 
belegen, dass sie im rahmen eines risikoma-
nagements beurteilen können, wie sich mög-
liche Veränderungen in ihren Prozessen auf 
das sicherheitsniveau auswirken und dass 
sie diese Auswirkungen in geeigneter weise 
ausgleichen können.
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» Anzahl der überwachungen im rahmen der Eisenbahnaufsicht im Bereich der Ioh-Anlagen:

 2006 2007 2008 2009 2010 2011

unternehmensbezogene 843 702 658 533 558 490
überwachung

objektbezogene überwachung 2.897 2.489 2.196 1.874 1.580 1.206

» Anzahl der überwachungen im rahmen der Eisenbahnaufsicht im Bereich der stE-Anlagen:

 2006 2007 2008 2009 2010 2011

sicherungsanlagen 2.782 3.070 3.197 3.570 1.064* 1371

telekommunikationsanlagen 1.010 2.365 2.519 1.539 625* 834

Elektrotechnische Anlagen 566 1.107 1.617 1.091 484* 762 

*: zahlen des Pflichtprogramms

fahrzeuge

Die Eisenbahnaufsicht kontrolliert, ob Eisen-
bahnen und Fahrzeughalter ihre rechtlichen 
Verpflichtungen beachten. Dabei geht es um 
mehrere hundert unternehmen und einen 
Park von etwa 200.000 Fahrzeugen. Es ist 
also ein effizientes überwachungsverfahren 
nötig; ein wichtiger Bestandteil davon ist die 
systemprüfung. Darin werden bei den EVu 
verschiedene Prozesse, Verfahren und struk-
turen, die entscheidenden Einfluss auf den 
betriebssicheren zustand der Fahrzeuge ha-
ben, daraufhin geprüft, ob sie plausibel sind 
und den gesetzlichen Vorgaben entsprechen. 
mittels stichprobenartiger Ist-zustandsprü-
fung am einzelnen Fahrzeug überwacht das 
EBA die wirksamkeit dieser Prozesse. 

Im Jahr 2011 hat das EBA darüber hinaus 
16.149 (Vorjahr: 17.020) technische Prüfungen 
an Fahrzeugen durchgeführt. 

neben der präventiven Fahrzeugaufsicht bil-
det die anlassbezogene überwachung als re-
aktives überwachungsverfahren die zweite 
säule der Fahrzeugaufsicht. ziel der anlass-
bezogenen überwachung ist es, gefahren im 
Einzelfall zu identifizieren und ggf. abzuweh-
ren, wenn das nach einer sachverhaltsermitt-
lung notwendig wird. Auch in diesem Jahr 
stellten dabei radsätze und deren Beanspru-
chung und Instandhaltung einen schwer-
punkt dar.
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Betrieb

wie in den Bereichen Infrastruktur und  
Fahrzeuge, gibt es auch im Eisenbahnbe-
trieb, der schnittstelle zwischen Fahrzeug,  

 
 
Infrastruktur und Personal, objektbezogene  
Einzelfallprüfungen und unternehmensbe-
zogene systemprüfungen. 

» Anzahl der Einzelfallprüfungen in der betrieblichen Eisenbahnaufsicht: 

 2006 2007 2008 2009 2010 2011

Örtlicher Betriebsdienst 2.345 2.356 2.000 1.703 1.210 1.326

triebfahrzeugpersonal 3.090 3.080 2.439 1.968 2.494 2.686

zugbegleitpersonal 1.168 1.028 913 837 515 582

Die unternehmensbezogene systemprü-
fung in der betrieblichen Eisenbahnaufsicht 
wird durch eine entsprechende Verwal-
tungsvorschrift (VV BEtrAu) geregelt. 2011 
fanden bei 104 EVu beziehungsweise selbst-
ständigen haltern und bei vier EIu unter-
nehmensbezogene systemprüfungen statt. 

Das EBA erteilt auch Ausnahmen und geneh-
migungen nach der Eisenbahn-Bau- und Be-

triebsordnung (EBo) und der Eisenbahn-Bau- 
und Betriebsordnung für schmalspurbahnen 
(EsBo). Die Aufsichtsbehörden können in 
speziellen, dort benannten Fällen Ausnah-
men zu den Vorschriften der EBo / EsBo zu-
lassen oder genehmigen. Dies gilt etwa für 
bestimmte Anforderungen an die Infrastruk-
tur, an Fahrzeuge oder an Betriebspersonal 
oder für die Durchführung von Probefahrten. 

» Anzahl der erteilten Ausnahmegenehmigungen nach EBo/EsBo:

 2006 2007 2008 2009 2010 2011

Probefahrten  38 32 39 28 33 33

triebfahrzeugführer/innen <21 J.  17 58 85 55 35 43

fehlende Ausrüstung von strecken  25 35 19 24 17 12
mit zugfunk

überschreiten der Bezugslinien g1/g2  60 55 67 60 44 94
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Infektionsschutz

Das EBA nimmt für die Eisenbahnen des 
Bundes auch Aufgaben wahr, die sich 
aus dem Infektionsschutzgesetz (Ifsg 
und der trinkwasserverordnung (trink-
wV) ergeben. In dem zusammenhang hat 
die Behörde für alle trinkwasser-Befül-

lungsanlagen und für die trinkwasseranla-
gen in den schienenfahrzeugen festgelegt, 
in welchem umfang und wie oft das trink-
wasser zu untersuchen ist. Die Ergebnisse 
werden erfasst, bewertet und analysiert.

» Anzahl der tätigkeiten im Bereich Infektionsschutz:

 2006 2007 2008 2009 2010 2011

Prüfungen von trinkwasser- 1.091 985 1.029 1.121 985 1.088
Befüllungsanlagen

überwachungen von Abwasser- 246 247 265 252 295 370
entsorgungsanlagen

Prüfungen von trink- und Abwasser- 733 471 490 481 520 588
anlagen in schienenfahrzeugen

Bewertete trinkwasserbefunde 13.844 11.879 10.756 14.283 17.263 17.490

Eisenbahnbetriebsleiterinnen und Eisenbahnbetriebsleiter

Eine Eisenbahnbetriebsleiterin oder ein Ei-
senbahnbetriebsleiter (EBl) muss vor allem 
fachübergreifend alle sicherheitsaspekte 
koordinieren und in Fragen der Betriebssi-
cherheit beraten. In dieser Funktion bestätigt 
werden kann nur, wer nachweist, dazu in der 

lage zu sein. Das EBA organisiert die entspre-
chenden Prüfungen für bundeseigene und 
nichtbundeseigene Eisenbahnen durch den 
gemeinsamen Prüfungsausschuss mit den 
ländern. Außerdem erteilt es die Bestätigung 
der Bestellung als EBl im unternehmen.

» Anzahl der Prüfungen und Bestätigungen von EBl:

 2006 2007 2008 2009 2010 2011

Prüfung von Betriebsleitern/innen 54 56 42 40 19 24

Bestätigung von Betriebsleitern/innen 45 48 69 130 147 154



Aufgaben und Zahlen

32

triebfahrzeugführerscheinstelle

Im mai 2011 ist die neue triebfahrzeugfüh-
rerscheinverordnung (tfV) in kraft getreten. 
Dadurch bekommen lokführer in Deutsch-
land neue Führerscheine, die in ganz Europa 
anerkannt werden. Der neue triebfahrzeug-
führerschein ist ein behördliches Dokument 
und wird durch das Eisenbahn-Bundesamt 
(EBA) erteilt. Das EBA führt auch das regis-
ter der Führerscheine und ist zuständig für 
die Anerkennung von Ausbildungs- und Prü-
fungsorganisationen sowie von ärzten und 
Psychologen.

Das EBA hat deshalb eine triebfahrzeugfüh-
rerscheinstelle eingerichtet, die die behörd-
lichen Aufgaben wahrnimmt. Auf ihrem 
Internetauftritt beschreibt die Behörde Ein-
zelheiten  des Verfahrens  zur Erteilung eines 
triebfahrzeugführerscheins. Darüber hinaus 
wird die Anerkennung von Ausbildungs- und 
Prüforganisationen sowie von ärzten und 
Psychologen, welche die nach der tfV gefor-
derten tauglichkeitsuntersuchungen vor-
nehmen, erläutert.

Die Vorschriften der tfV gelten für alle Ei-
senbahnen, die eine sicherheitsbescheini-
gung oder eine sicherheitsgenehmigung 
benötigen und sich auf öffentlichen Eisen-
bahninfrastrukturen bewegen. Die Verord-
nung regelt auch die Anforderungen an die 
Ausbildung und Prüfung von lokführern. so  

 
 
müssen Anwärter in der regel mindestens  
20 Jahre alt sein, um den Führerschein zu be-
kommen. Außerdem brauchen sie einen er-
folgreichen schulabschluss im sekundarbe-
reich I und müssen nachweisen, dass sie die 
erforderlichen Fachkenntnisse haben und 
gesundheitlich fit sind.

schulungseinrichtungen für triebfahrzeug-
führer oder für sonstiges, mit sicherheitsre-
levanten betrieblichen Aufgaben betrautes 
Eisenbahnpersonal bedürfen der Anerken-
nung der sicherheitsbehörde. nicht anerken-
nungspflichtig nach dem gesetz sind schu-
lungseinrichtungen von Eisenbahnen, die 
entweder eine sicherheitsbescheinigung, 
eine sicherheitsgenehmigung oder einen 
Eisenbahnbetriebsleiter, dessen Bestellung 
das EBA bestätigt hat, haben. Bei redaktions-
schluss gab es 28 anerkannte schulungsein-
richtungen. 

lokführer, die eine neue Fahrberechtigung 
beantragen und grenzüberschreitend arbei-
ten, benötigen den neuen Führerschein seit 
dem 29. oktober 2011. Vom 29. oktober 2013 
an müssen alle neuen Fahrberechtigungen 
nach der neuen Verordnung erteilt werden. 
Die gültigkeit des Führerscheins ist auf zehn 
Jahre begrenzt. sie kann dann jeweils um 
weitere zehn Jahre verlängert werden.

weitere Informationen finden sie unter:
www.eba.bund.de/triebfahrzeugfuehrerschein

http://www.eisenbahn-bundesamt.de/triebfahrzeugfuehrerschein
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GEfÄHRlICHE GÜtER

Der gefahrguttransport unterliegt nach 
dem gesetz über die Beförderung gefähr-
licher güter (ggBefg) der überwachung 
durch die zuständigen Behörden. Bei den 
Eisenbahnen des Bundes ist das nach der ge-
fahrgutverordnung straße, Eisenbahn und 
Binnenschifffahrt (ggVsEB) das Eisenbahn-
Bundesamt (EBA). materielle grundlage 
bildet die ordnung für die internationale 
Eisenbahnbeförderung gefährlicher güter 
(rID), welche durch die ggVsEB in deutsches 
recht umgesetzt wird. zu den Aufgaben des 
EBA gehört unter anderem, Baumuster für 
kesselwagen zuzulassen und ordnungswid-
rigkeiten zu verfolgen und zu ahnden. 

Für radioaktive stoffe (klasse 7) obliegt dem 
EBA neben der behördlichen gefahrgutkon-
trolle nach dem oben genannten Verkehrs-
recht auch die Aufsicht über die Beförde-
rung im schienen- und schiffsverkehr der 
Eisenbahnen nach dem Atomgesetz (Atg) 
sowie die genehmigung solcher transporte. 
Die Beförderung von kernbrennstoffen und 
großquellen genehmigt dagegen nicht das 
EBA, sondern nach dem Atg das Bundesamt 
für strahlenschutz (Bfs). 

» Anzahl der gefahrgutkontrollen:

 2006 2007 2008 2009 2010 2011

kontrollen (außer klasse 7) 15.317 16.693 15.123 14.531 14.128 14.389

»  Anzahl der Beaufsichtigungen und genehmigungen im Bereich der Beförderung von  
radioaktiven stoffen:

 2006 2007 2008 2009 2010 2011

Aufsicht Beförderung klasse 7 - Atg 378 356 260 227 238 189

Beförderungsgenehmigungen  9 9 6 9 3 5
nach strlschV 
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Das EBA kontrolliert gefahrguttransporte 
vor allem an Bahnhöfen, bevorzugt bereits 
dort wo die ladung versandt wird. Aufgrund 
besonderer Verwaltungsabkommen mit 
einzelnen Bundesländern werden bestimm-
te kontrollen auch innerhalb von Betrieben 
vorgenommen. 

Darüber hinaus führt das EBA gemeinsame 
gefahrgutkontrollen mit anderen kontroll-
behörden durch: neben der internationalen 
kooperation an den landesgrenzen arbeitet 
das EBA regelmäßig auch mit anderen inlän-
dischen Behörden zusammen (z.B. Polizei, 
Bundesamt für güterverkehr (BAg), zoll, 
Feuerwehr, gewerbeaufsichtsämter/staat-
liche ämter für Arbeitsschutz), etwa im Be-
reich der containerbahnhöfe.

Das EBA kann auf Antrag für Einzelfälle oder 
allgemein für bestimmte Antragsteller Aus-

nahmen von den regelungen der ggVsEB 
erteilen. stellt der Beförderer von gefährli-
chen gütern unterwegs einen Verstoß ge-
gen die Vorschriften fest und kann er diesen 
nicht beseitigen, darf die Beförderung nur 
mit einer genehmigung der nach der rID 
zuständigen Behörde fortgesetzt werden. 
nach dem ggVsEB ist das EBA eine solche 
zuständige Behörde. 

Bei Beförderungen von bestimmten gefähr-
lichen gütern auf der straße hat der Beför-
derer durch eine Bescheinigung des EBA 
nachzuweisen, dass ein gleisanschluss-, 
container- oder huckepackverkehr nicht 
möglich ist. über bestimmte unfälle und 
zwischenfälle muss dem EBA ein Bericht 
vorgelegt werden. Die daran Beteiligten, 
also etwa Verlader, Befüller oder Beförderer, 
müssen sicherstellen, dass das geschieht. 

» Anzahl der tätigkeiten im Bereich ggVsEB und rID:

 2006 2007 2008 2009 2010 2011

Ausnahmen nach § 5 ggVsEB 7 8 7 1 6 4

genehmigungen
gem. 15 ggVsEB /1.4.2.2.4 rID 4 10 3 3 2 1

Anträge auf Bescheinigungen 
nach § 35 ggVsEB 485 757 255 469 297 552

Berichte gem. 1.8.5. rID 5 15 12 6 10 8

Aufgaben und Zahlen
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tECHnIsCHER aRBEIts- unD uMWEltsCHutZ

Das Eisenbahn-Bundesamt (EBA) führt re-
gelmäßig kontrollen nach der Eisenbahn-
Arbeitsschutzzuständigkeitsverordnung 
(EBArbschV) durch. zuständig für die über-
wachung des technischen Arbeitsschutzes 
ist das EBA dann, wenn es um den Betrieb 
von schienenfahrzeugen und Anlagen geht, 
die unmittelbar der sicherstellung des Eisen-
bahn-Betriebsablaufes dienen. In allen üb-
rigen Fällen – etwa dann, wenn eine Anlage 
gesperrt oder außer Betrieb ist – obliegt es der 
jeweiligen landesbehörde, zu überwachen, 
ob die staatlichen Vorschriften eingehalten 
werden. 

soweit es den Vollzug des § 4 Abs. 2 AEg be-
trifft, führt das EBA auch umweltaufsicht 
durch. Das betrifft besonders die genehmi-
gung und überwachung von Betriebsanla-
gen der Eisenbahnen des Bundes, etwa nach 
dem Bundesimmissionsschutzgesetz, dem 
Bundes-Bodenschutzgesetz, dem wasser-
haushaltsgesetz, dem Pflanzenschutzgesetz 
und den darauf basierenden Verordnungen. 

anERKEnnunG VOn GutaCHtERn

um seine Aufgaben in den Bereichen der 
Ioh- und stE-Anlagen, Fahrzeuge und ge-
fahrgut wahrnehmen zu können, greift das 
Eisenbahn-Bundesamt (EBA) auch auf aner-
kannte sachverständige zurück. sie müssen 

überdurchschnittliche Fachkenntnisse und 
umfangreiche Berufserfahrung nachgewie-
sen haben und im Verwaltungsrecht ver-
siert sein. 

» Anzahl der Anerkennungs- und überwachungsverfahren :

 2006 2007 2008 2009 2010 2011

Prüfer und gutachter Bereich  309 177 34 271 283 370
Infrastruktur

gutachter Bereich Fahrzeuge  49 32 40 34 14 30

schweiß- und klebe-hersteller-
zertifizierungsstellen  6 8 19 19 16 16
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fInanZIERunG VOn InVEstItIOnEn In DIE InfRastRuKtuR

Das Eisenbahn-Bundesamt (EBA) ist Be-
willigungsbehörde für zuwendungen des 
Bundes für Investitionen in die schienenin-

frastruktur auf grundlage von gesetzlichen 
regelungen oder von Förderrichtlinien. 

Die zuständigkeit des EBA erstreckt sich vor allem auf die Finanzierung in den folgenden  
Bereichen:

•  neu- und Ausbauvorhaben des Bedarfsplans für die Bundesschienenwege nach dem Bun-
desschienenwegeausbaugesetz (BswAg)

•  Prüfungen für Ersatzinvestitionen in das bestehende netz der DB netz Ag,  
DB station&service Ag, DB Energie gmbh nach dem BswAg im rahmen der leistungs- und 
Finanzierungsvereinbarung (luFV)

•  Vorhaben aus dem Bundesprogramm nach dem gemeindeverkehrsfinanzierungsgesetz 
(gVFg)

• Vorhaben nach dem Europäischen Fonds für regionale Entwicklung (EFrE)

• mittel der Eu zur Finanzierung von transeuropäischen netzen (tEn)

• maßnahmen der lärmsanierung an bestehenden schienenwegen

• maßnahmen des kombinierten Verkehrs außerhalb des BswAg

• neu- und Ausbau sowie reaktivierung von gleisanschlüssen

•  sonderinvestitionsprogramme (maßnahmen der konjunkturprogramme I und II der Bun-
desregierung, sofortprogramm seehafenhinterlandverkehr)

•  zusammen mit der Bundesnetzagentur überwacht das EBA die Vorschriften zum überlaste-
ten Fahrweg entsprechend der Eisenbahninfrastruktur-Benutzungsverordnung (EIBV)

zur Finanzierung der Investitionen nach 
dem BswAg schließt der Bund öffentlich-
rechtliche Verträge (Finanzierungsverein-
barungen). Die Eisenbahninfrastrukturun-
ternehmen stellen beim EBA Anträge auf 
Abschluss der Finanzierungsvereinbarun-
gen, das EBA prüft die Anträge und über-
mittelt dem BmVBs seine Empfehlung.  
Auf grundlage der Empfehlung wird der 
Vertrag zwischen dem ministerium und  

den Eisenbahninfrastrukturunternehmen 
geschlossen.

In anderen Fällen ergeht ein zuwendungs-
bescheid. Die zuwendungsempfänger kön-
nen mittel allerdings erst im rahmen der 
danach folgenden Baufreigabe in finanziel-
ler hinsicht in Anspruch nehmen, wenn sie 
entsprechende Anträge auf der grundlage 
von vertieften Planungen gestellt haben. 
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Der überwiegende teil der Bundesmittel 
wird auf grundlage des BswAg gewährt. In 
der regel handelt es sich um nicht rückzahl-
bare Baukostenzuschüsse, die der Bund im 
wege der Vollfinanzierung zur Verfügung 
stellt.

Die Bundesmittel für weitere Programme 
und richtlinien fließen überwiegend als An-
teilsfinanzierung. Bei Vorhaben nach dem  
gVFg umfasst die Bundesfinanzierung bei-
spielsweise 60 % der zuwendungsfähigen 
kosten in Form von nicht rückzahlbaren 
Baukostenzuschüssen. 

Die Konjunkturprogramme des Bundes

Im rahmen der konjunkturprogramme hat die Bundesregierung in den Jahren 2009 bis 2011 
zusätzlich Finanzmittel in höhe von rund 1,4 milliarden Euro für die Infrastruktur der Deut-
schen Bahn bereit gestellt. Die gelder kamen den Bahnhöfen, dem schienennetz und der Ener-
gieversorgung der Bahn zu gute. neben Investitionen in das streckennetz wurden unter ande-
rem rund 3.000 Bauprojekte an etwa 2.100 Personenbahnhöfen fertig gestellt. schwerpunkte 
hierbei waren die verbesserte Information für reisende durch Dynamische schriftanzeiger, 
optimierter wetterschutz, moderne Beleuchtung sowie stufenfreie Bahnsteige.

zusätzliche Investitionsmittel hat der Bund auch für die Erprobung innovativer maßnahmen zur 
minderung von lärm und Erschütterung an schienenwegen zur Verfügung gestellt. ziel war, 
innovative Bauweisen und materialien zu entwickeln, die lärmemissionen des schieneverkehrs 
unmittelbar an gleisen oder Brücken vermindern. Das Eisenbahn-Bundesamt (EBA) hat in diesem 
rahmen etwa schienenstegdämpfer, schienenstegbeschichtungen und schienenkopfkonditio-
nieranlagen sowie sogenannte niedrige schallschutzwände nach zulassung finanziert. 

Die mittel aus den konjunkturprogrammen durften nur für solche maßnahmen verwendet 
werden, die in den Jahren 2009 und 2010 begonnen und spätestens 2011 abgeschlossen wurden. 
Durch die gute zusammenarbeit aller Beteiligten ist es gelungen, die maßnahmen kosten- und 
termingerecht umzusetzen. Das EBA hat als genehmigungs- und Bewilligungsbehörde seinen 
teil dazu beigetragen.

sonderprogramme

Das sofortprogramm seehafenhinterland-
verkehr soll wesentlich dazu beitragen, Eng-
pässe auf den Abfuhrstrecken zu reduzieren. 
Es ist mit insgesamt 305 mio. Euro dotiert 
(Bund 255 mio. Euro, Eisenbahninfrastruk-
turunternehmen des Bundes 50 mio. Euro) 
und umfasst 24 maßnahmen, die bis 2013 re-
alisiert werden sollen. 
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Als Bewilligungsbehörde führt das EBA ge-
nerell – Ausnahme ist die weiter unten erläu-
terte leistungs- und Finanzierungsvereinba-
rung (luFV) – zwei Prüfungen durch: Vor der 
Bereitstellung der mittel kontrolliert es im 
rahmen der Antragsprüfung die notwen-
digkeit, wirtschaftlichkeit und sparsamkeit 
der beantragten Planung. Bei der Verwen-
dungsprüfung kontrolliert das EBA dann, ob 
die vom Empfänger in Anspruch genomme-
nen Bundesmittel tatsächlich entsprechend 
der genehmigung im rahmen der finanziel-
len Baufreigabe eingesetzt wurden. wenn 
Bundesmittel nicht zweckentsprechend, 
wirtschaftlich oder sparsam verwendet 
wurden, werden sie vom zuwendungsemp-
fänger mit zinsen zurückgefordert und im 
Bundeshaushalt vereinnahmt. Von 2007 bis 
2011 sind im Jahresdurchschnitt rund 4 % der 
bewirtschafteten mittel zurückgefordert 
worden.

leistungs- und finanzierungsver-
einbarung 

seit 2009 gilt die vom BmVBs, der Deutschen 
Bahn Ag und den drei Eisenbahninfrastruk-
turunternehmen des Bundes unterzeich-
nete leistungs- und Finanzierungsverein-
barung für das Bestandsnetz (luFV). nach 
der bis Ende 2013 laufenden Vereinbarung 
erhalten die Eisenbahninfrastrukturunter-
nehmen jährlich Bundesmittel im Volumen 
von bis zu 2,5 mrd. Euro zur eigenverant-
wortlichen Verwendung für Investitionen 
in die schienenwege. Im gegenzug ver-
pflichten sie sich, einen mindestinstandhal-
tungsbeitrag zu leisten, einen Eigenbeitrag 
für die Erhaltung und modernisierung des 
Bestandsnetzes einzusetzen und ihre schie-
nenwege in einem uneingeschränkt nutz-
baren zustand zu erhalten. 
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Der zustand der Infrastruktur wird anhand 
von sieben Qualitätskennzahlen gemessen. 
Die Vereinbarung enthält für jedes Jahr der 
laufzeit zielvorgaben für die Qualitätskenn-
zahlen. Die Entwicklung des zustandes der 
schienenwege wird anhand eines von der 
Deutschen Bahn Ag jährlich vorzulegenden 
Infrastrukturzustands- und -entwicklungs-
berichts (IzB) dokumentiert. Das EBA prüft 
die Angaben des IzB daraufhin, ob die un-
ternehmen die vertraglichen Verpflichtun-
gen aus der luFV erfüllt haben. geprüft wird 
dabei vor allem, ob die vereinbarten ziel-
werte für die Qualitätskennzahlen erreicht 
wurden. Das EBA begleitet zudem die tätig-
keit eines vom Bund bestellten Infrastruk-

turwirtschaftsprüfers, der prüft und testiert, 
ob die Eisenbahninfrastrukturunternehmen 
ihre Verpflichtungen zum mindestersatzin-
vestitionsvolumen und mindestinstandhal-
tungsvolumen erfüllt haben. 

seit Inkrafttreten der luFV legt das EBA jähr-
lich einen umfassenden Bericht über die Er-
gebnisse der Prüfung des IzB sowie über die 
Prüfung der Qualitätskennzahlen für die Be-
urteilung des zustands der bundeseigenen 
schienenwege vor. Das EBA ist darin einbe-
zogen, die luFV methodisch weiterzuentwi-
ckeln und begleitet die Verhandlungen zu 
einer Folge-luFV.

» Bewirtschaftete haushaltsmittel für schienenwegeinvestitionen [in mio. Euro]1:

 2006 2007 2008 2009 2010 2011

Bewirtschaftete *  
haushaltsmittel EBA 2.901 2.971 2.774 3.032 3.364 4.475

Bewirtschaftete haushaltsmittel  
maut (VIFgg)2  683 954 1.059 1.104 1.032 0

summe  3.584 3.925 3.833 4.136 4.396 4.475

* davon 

- luFV-mittel 0 0 0 2.500 2.500 2.500

- konjunkturpaket I und II 0 0 0 159 539 672

» Bewirtschaftete mittel im rahmen der Förderrichtlinien [in mio. Euro]:

 2006 2007 2008 2009 2010 2011

lärmsanierung 76 53 74 80 100 91

kombinierter Verkehr
(terminals/neue Verkehre) 34 22 55 30 29 41

gleisanschlüsse 9 4 12 15 6 14

1 o hne mittel für maßnahmen, die auf der grundlage von Förderrichtlinien bereit gestellt werden und ohne mittel zum Ausgleich der kosten für den Betrieb und 
den Erhalt von höhengleichen kreuzungen mit straßen aller Baulastträger.

2 Bereit stellung von Bundesmitteln auf der grundlage des gesetzes zur Errichtung einer Verkehrsinfrastrukturfinanzierungesellschaft zur Finanzierung von 
Bundesverkehrswegen
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lÄRMKaRtIERunG

2005 hat der gesetzgeber das Bundesim-
missionsschutzgesetz (BImschg) geändert 
und damit die umgebungslärmrichtlinie 
der Europäischen union in deutsches recht 
überführt. Das Eisenbahn-Bundesamt (EBA) 
ist in diesem zusammenhang dafür zustän-
dig, lärmkarten entlang des streckennetzes 
der Eisenbahnen des Bundes auszuarbeiten. 
Die Ergebnisse aus der lärmkartierung die-
nen in erster linie dazu, Öffentlichkeit und 
Verwaltung zu informieren und eine Be-
standsaufnahme der lärmsituation zu ma-
chen. Die gewonnenen resultate können 
in einem weiteren schritt, der sogenannten 
lärmaktionsplanung, durch die kommu-
nen oder nach landesrecht verantwortli-
chen Behörden herangezogen werden, um 
lärmprobleme und lärmauswirkungen zu 
verdeutlichen.

In Deutschland waren in der ersten stufe der 
lärmkartierung Ballungsräume mit einer 

Einwohnerzahl von mehr als 250.000 Per-
sonen und haupteisenbahnstrecken mit ei-
nem Verkehrsaufkommen von über 60.000 
zügen pro Jahr zu kartieren. Insgesamt hat 
das EBA ca. 8.000 kilometer Eisenbahnstre-
cke beziehungsweise rund 14.800 km gleis 
sowie 27 Ballungsräume und 1.335 gemein-
den kartiert. Die deutschlandweiten lärm-
karten an schienenwegen des Bundes sind 
in Form von kartendiensten auf dem EBA-
Internetauftritt unter Fachthemen (um- 
gebungslärmkartierung – Ergebnisse) ver-
öffentlicht. Das Amt überprüft und aktuali-
siert die karten turnusmäßig. 

In der zweiten stufe werden Ballungsräu-
me mit einer Einwohnerzahl von mehr als 
100.000 Personen sowie haupteisenbahn-
strecken mit einem Verkehrsaufkommen 
von über 30.000 zügen pro Jahr kartiert. 

weitere Informationen finden sie unter:
www.eba.bund.de/laermkartierung

http://www.eisenbahn-bundesamt.de/laermkartierung
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KaPaZItÄtsÜBERWaCHunG

Das Eisenbahn-Bundesamt (EBA) überwacht 
nicht nur die sicherheit des netzes, sondern 
darüber hinaus auch dessen kapazität, also 
die leistungsfähigkeit der strecken bei be-
stimmten Qualitätsvorgaben. 

reduzierungen der kapazität der Eisen-
bahninfrastruktur durch rückbauten, um-
bauten oder betriebliche maßnahmen sind 
ohne genehmigung nur in geringfügigem 
umfang zulässig, wenn sie den heutigen und 
den zu erwartenden Verkehr nicht beein-
trächtigen und eine kapazitätsreserve für 
Verkehrszuwächse gewahrt bleibt. größere 
reduzierungen hingegen bedürfen einer 
genehmigung durch die Aufsichtsbehörde. 
Dies setzt voraus, dass strecken, für die sich 
kein neuer Betreiber findet, aufgrund nach-
gelassenen Bedarfs nicht mehr wirtschaft-
lich betrieben werden können. Im wege der 
Eisenbahnaufsicht greift das EBA kapazi-
tätsreduzierungen des schienennetzes und 
der Bahnhöfe auf, die ohne die erforderliche 
genehmigung durchgeführt worden sind.

Bei neu- und Ausbaumaßnahmen überprüft 
das EBA, wie sich bestimmte maßnahmen 
auf den zu erwartenden Verkehr und die 
leistungsfähigkeit der strecken auswirken. 
Es arbeitet dabei etwa mit der Bundesnetz-
agentur, der DB netz Ag und dem netzbei-
rat zusammen, der aus Eisenbahnverkehrs-
unternehmen und Verkehrsverbänden 
besteht. 

Verkehrsunternehmen sind nicht gesetzlich 
verpflichtet, bestimmte Bahnhöfe anzu-
fahren. Außerhalb ihrer vertraglichen Ver-
pflichtung – die sie beispielsweise gegen-
über dem land als Aufgabenträger haben 
– können sie also grundsätzlich den Verkehr 
an einem Bahnhof einstellen. Die unterneh-
men, die Bahnhöfe betreiben, sind wieder-
um nicht verpflichtet, solche unbenutzten 
stationen weiterhin vorzuhalten.

Das EBA vertritt allerdings den standpunkt, 
dass – auch wenn das gesetz dies nicht aus-
drücklich verlangt – die Öffentlichkeit in-
formiert werden sollte, bevor der Betrieb 
eingestellt wird. Im Jahr 2011 haben DB 
station&service Ag und EBA darum einen 
Vergleich geschlossen, wonach sich das un-
ternehmen selbst verpflichtete, jeweils zum 
Ende eines Jahres auf seiner Internetseite 
eine liste der entbehrlichen stationen zu 
veröffentlichen. Ende 2011 fand das Verfah-
ren erstmals Anwendung. 

hierauf gab es einige rückmeldungen, ins-
besondere von den öffentlichen trägern 
des regionalen schienenpersonennahver-
kehrs, die sich um den dauerhaften Erhalt 
von Bahnhöfen und haltepunkten bemüh-
ten. Die DB station&service Ag hat sich ver-
pflichtet, diese stationen weiterhin instand 
zu halten, sie können also bei Bedarf wieder 
betrieben werden. Insgesamt betraf das 528 
Verkehrsstationen.



unfalluntERsuCHunGsstEllE

Die Eisenbahn-unfalluntersuchungsstelle des Bundes (EuB) wird geleitet vom BmVBs. Die ope-
rativen Aufgaben nimmt die untersuchungszentrale der EuB wahr, die organisatorisch beim 
EBA angesiedelt ist. Die Aufgaben der EuB ergeben sich aus dem Allgemeinen Eisenbahngesetz 
(AEg) und der Eisenbahn-unfalluntersuchungsverordnung (EuV). Danach führt die EuB nach 
schweren unfällen im Eisenbahnbetrieb untersuchungen durch und wird außerdem aktiv, 
wenn Anhaltspunkte dafür vorliegen, dass ein gefährliches Ereignis zu einem schweren unfall 
hätte führen können. 

unabhängig davon, ob die EuB sich im Einzelfall einschaltet, müssen die unternehmen selbst 
gefährliche Ereignisse im Eisenbahnbetrieb melden, untersuchen, auswerten und entspre-
chende korrektur- und Vorbeugungsmaßnahmen einleiten. Das ergibt sich aus der Vorschrift 
im AEg, nach der die unternehmen einen sicheren Eisenbahnbetrieb gewährleisten müssen. 

Die Arbeit der EuB ist unabhängig von gerichtlichen untersuchungen und dient nicht dazu, ein 
Verschulden festzustellen, haftungsfragen oder zivilrechtliche Ansprüche zu klären. Im zuge 
ihrer untersuchung kann die EuB sicherheitsempfehlungen aussprechen. 

Im Jahr 2011 wurden der untersuchungszentrale der EuB insgesamt 2.274 gefährliche Ereig-
nisse gemeldet. hiervon wurden 11 Ereignisse als schwere unfälle und 110 als sonstige unter-
suchungswürdige gefährliche Ereignisse klassifiziert und entsprechende schritte eingeleitet. 
nähere Informationen zum stand der Ermittlungen können dem bis zum 30. september eines 
jeden Jahres zu erstellenden Bericht über die untersuchungen und sicherheitsempfehlungen 
entnommen werden. 

weitere Informationen finden sie unter:
www.eisenbahn-unfalluntersuchung.de
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faHRGastRECHtE unD taRIfaufsICHt

Das Eisenbahn-Bundesamt (EBA) überwacht 
die Einhaltung der gesetzlich verankerten 
rechte von Fahrgästen im schienenpersonen-
verkehr. unter bestimmten Voraussetzungen 
haben reisende beispielsweise bei Verspätun-
gen ein recht darauf, entschädigt zu werden 
und menschen mit Behinderungen einen An-

spruch auf hilfe beim Ein- und Aussteigen an 
Bahnhöfen, die mit Personal ausgestattet sind. 

hält ein Eisenbahnunternehmen die Fahr-
gastrechte nicht ein, können sich Fahrgäste 
beim EBA beschweren. Das Amt unterstützt 
reisende dabei, ihre rechte, die auf Eu-Ver-

http://www.eisenbahn-unfalluntersuchung.de
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ordnungen zurückgehen, durchzusetzen und 
nimmt sich als unabhängige Behörde jedes 
Beschwerdefalls an. Für den Beschwerdefüh-
rer ist das kostenlos. 

rat und hilfe gibt es am Bürgertelefon  
für Fahrgastrechte unter der rufnummer 
0228 30795 - 400. Das referat Fahrgastrech-
te ist aber auch per E-mail, Fax oder Briefpost 
erreichbar. Die kontaktdaten und weitere 
Informationen zu Ihren Fahrgastrechten 
finden sie online unter www.eba.bund.de/ 
fahrgastrechte.

Im Berichtszeitraum hat das EBA rund 3.750 
Fahrgastbeschwerden bearbeitet. Beklagt 
wurde insbesondere die Entschädigungs- und 
Erstattungspraxis der unternehmen wegen 
unkorrekter Berechnung, unberechtigter 
Ablehnung, unzureichender Begründung 
und nicht fristgerechter Bearbeitung. neben 
Ausfall, Verspätung und Anschlussverlust 
von zügen waren unberechtigte Fahrpreis-
nacherhebungen, mangelnde Information 
bei Verkaufsgesprächen und bei der reise 
sowie unzureichende hilfeleistung für mobil 
eingeschränkte Personen gegenstand der Be-
schwerden. 

Auf eine Beschwerde hin prüft das EBA, ob 
diese berechtigt ist. Dabei kann in vielen Fäl-
len bereits frühzeitig eine lösung im sinne 
der Fahrgäste erreicht werden, etwa weil das 
betroffene unternehmen der Empfehlung der 
Behörde folgt. sollte das unternehmen hierzu 
aber nicht bereit sein, kann das EBA es mit den 
mitteln des Verwaltungsrechts zur Einhal-
tung der Fahrgastrechte zwingen. Im Jahr 2011 
wurden neun Verfahren durch sachbescheid 
mit der behördlichen Anweisung zur Beseiti-
gung festgestellter Verstöße gegen die Fahr-
gastrechte abgeschlossen. zu festgestellten 

rechtsverstößen ergingen an die jeweiligen 
unternehmen darüber hinaus 150 kostenbe-
scheide mit einer gesamtsumme von 77.150 €.

Das EBA bearbeitet nicht nur Beschwerden, 
sondern führt auch bei Eisenbahnverkehrs-
unternehmen, Bahnhofsbetreibern, Fahrkar-
tenverkäufern und reiseveranstaltern stich-
probenartige Aufsicht im zusammenhang 
mit Fahrgastrechten durch. Dabei hat die Auf-
sicht bewirkt, dass die Informations- und hil-
feleistungen bei Verspätung und Ausfall von 
zügen optimiert wurden. so werden unter 
anderem an nahezu allen kleinen stationen 
dynamische schriftanzeiger zur reisenden-
information zügiger als zunächst geplant in-
stalliert, Fernverkehrszüge führen einen aus-
reichenden notvorrat an getränken mit und 
der Bezug von taxi- sowie hotelgutscheinen 
wurde deutlich verbessert. zudem wurden 
die Informationen zu den Fahrgastrechten in 
Bahnhöfen und zügen verbrauchergerecht 
weiterentwickelt und hilfeleistungen für Per-
sonen mit Behinderungen beziehungsweise 
eingeschränkter mobilität durchgesetzt. 

Für die Eisenbahnen des Bundes ist das EBA 
außerdem zuständige tarifaufsichtsbehörde 
für den schienenpersonenfernverkehr. Im 
rahmen der tarifaufsicht prüft das EBA insbe-
sondere, ob die Allgemeinen geschäftsbedin-
gungen der Eisenbahnen wie vorgeschrieben 
aufgestellt, eingehalten und in gleicher weise 
gegenüber jedermann angewendet werden.

http:/www.eba.bund.de/fahrgastrechte
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PERsOnal

Das Eisenbahn-Bundesamt (EBA) ist ein at-
traktiver Arbeitgeber: Es bietet nicht nur 
anspruchsvolle Aufgaben – die teils interna-
tionalen Bezug haben und vielfach interdis-
ziplinäres Denken erfordern – sondern auch 
die Arbeitsplatzsicherheit des öffentlichen 
Dienstes. Die Vereinbarkeit von Familie und 
Beruf ist für die Behörde ein wichtiger As-
pekt. Eine zeitgemäße Vereinbarung über 
gleitende Arbeitszeit, individuelle teilzeit-
vereinbarungen und ein kontingent von te-
learbeitsplätzen tragen dazu bei, innerhalb 
der gesetzlichen und betrieblichen möglich-
keiten familienfreundliche rahmenbedin-
gungen zu schaffen. 

Im rahmen der Personalbetreuung spielen 
außerdem die Bereiche Fort- und weiterbil-
dung, Betriebliche gesundheitsförderung, 
Betrieblicher Arbeitsschutz sowie Ideenma-
nagement eine wichtige rolle.

Das Personalreferat des Eisenbahn-Bundes-
amtes war Ende 2011 zuständig für 1.219 mit-
arbeiterinnen und mitarbeiter, davon 946 Be-
amtinnen und Beamte, 260 tarifbeschäftigte 
und 13 Auszubildende (davon zehn weibliche 
und drei männliche Auszubildende).

ausBIlDunG

Das Eisenbahn-Bundesamt (EBA) bietet lauf-
bahnausbildungen für den höheren und 
gehobenen technischen Verwaltungsdienst 
sowie die Ausbildung zur/zum Fachange-
stellten für Bürokommunikation an. Es ist 
bundesweit die einzige Ausbildungsstelle, 
die eine laufbahnausbildung im fachspezi-
fischen Vorbereitungsdienst „Bahnwesen“ 
durchführt. Dieses Ausbildungsangebot 
nutzen auch andere im Eisenbahnbereich 
tätige Bundes- und landeseinrichtungen. 

In dem einjährigen Vorbereitungsdienst für 
den gehobenen technischen Dienst werden 

den teilnehmenden, die zuvor ein Bachelor- 
oder Fh-Ingenieurstudium abgeschlossen 
haben müssen, unter anderem das „system 
Bahn“, die struktur und Aufgaben der Be-
hörde sowie allgemeine rechts– und Ver-
waltungsgrundlagen nahe gebracht. 

Das erfolgreiche Durchlaufen des Vorberei-
tungsdienstes für den höheren Dienst (re-
ferendariat), für den ein master- oder th/
tu-studienabschluss vorausgesetzt wird, ist 
durch Bestehen der 2. staatsprüfung nach- 
zuweisen. Damit erwerben die Absolven-
tinnen und Absolventen die Qualifikation 
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für hochwertige referententätigkeiten 
oder Dienstposten im Führungs- und lei-
tungsbereich. In Verbindung mit zusätzli-
chen praktischen Erfahrungen kann etwa 
die Funktion der Eisenbahnbetriebsleitung 
übernommen werden. Im fachspezifischen 

Vorbereitungsdienst Bahnwesen in der 
laufbahn des gehobenen technischen Ver-
waltungsdienstes (Anwärterausbildung) 
fungiert das EBA als Prüfungsamt und koor-
diniert die Ausbildung.

» Ausbildung im Eisenbahn-Bundesamt:

 2006 2007 2008 2009 2010 2011

Auszubildende 32 28 26 21 19 13

Anwärter/innen 10 0 0 6 8 0

Der Innere Dienst des EBA betreut nicht nur 
die eigenen liegenschaften und stattet sie 
aus, sondern versorgt auch das Bundesei-
senbahnvermögen (BEV) an zwölf standor-
ten mit Büroraum. Das EBA verwendet bei 

der Bewirtschaftung der haushaltsmittel, 
im controlling und in der kosten- und leis-
tungsrechnung (klr) sAP-module. Die klr 
liefert entscheidungsorientierte Informatio-
nen zu kosten, Erlösen und leistungsgrößen. 

» haushaltszahlen des Eisenbahn-Bundesamtes [in mio. Euro]

 2006 2007 2008 2009 2010 2011

Einnahmen 46,5 42,3 51,6 46,2 37,4 33,7

Ausgaben 68,8 64,8 68,4 70,7 70,6 72,6

Das EBA richtet sich an der egovernment-
strategie des Bundes aus und nutzt zu-
kunftsfähige It-systeme wie etwa die An-
tragstellung über das Internet oder die 
elektronische Akten- und Vorgangsbearbei-
tung. Bedarfsgerechte und effiziente elekt-
ronische Anwendungen hält das EBA auch 
für Fahrzeug- und Führerscheinregister vor, 
welche die Behörde aufgrund europäischer 
Vorgaben führt. Die Anwendungen werden 

in einem hochverfügbaren rechenzentrum 
auf einer in hohem maße virtualisierten 
server-Infrastruktur betrieben. unterneh-
men und Verbände, aber auch interessier-
te Bürger und Journalisten finden auf dem 
Internetauftritt des EBA (www.eisenbahn-
bundesamt.de) neben allgemeinen Infor-
mationen zu den Aufgaben des EBA viele Ar-
beitshilfen und Vordrucke zum Download.

http://www.eisenbahn-bundesamt.de
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KOntaKtE

zEntrAlE Bonn
heinemannstraße 6
53175 Bonn
telefon: 0228 98 26 - 0
telefax: 0228 98 26 - 199

AussEnstEllE BErlIn
steglitzer Damm 117
12169 Berlin
telefon: 030 77007 - 0
telefax: 030 77007 - 101

AussEnstEllE DrEsDEn
August-Bebel-straße 10
01219 Dresden
telefon: 0351 4243 - 0
telefax: 0351 4243 - 440

AussEnstEllE ErFurt
Juri-gagarin-ring 114
99084 Erfurt
telefon: 0361 34963 - 0
telefax: 0361 34963 - 201

AussEnstEllE EssEn
hachestraße 61
45127 Essen
telefon: 0201 2420 - 0
telefax: 0201 2420 - 699

AussEnstEllE FrAnkFurt/sAArBrückEn:
stAnDort FrAnkFurt (mAIn)
mannheimer straße 107–109
60327 Frankfurt (main)
telefon: 069 238551 - 0
telefax: 069 238551 - 186

stAnDort sAArBrückEn
grülingsstraße 4
66113 saarbrücken
telefon: 0681 38977 - 0
telefax: 0681 38977 - 671

AussEnstEllE hAllE
Ernst-kamieth-straße 5
06112 halle
telefon: 0345 6783 - 0
telefax: 0345 6783 - 201

AussEnstEllE hAmBurg/schwErIn:
stAnDort hAmBurg
schanzenstraße 80
20357 hamburg
telefon: 040 23908 - 0
telefax: 040 23908 - 199

stAnDort schwErIn
Pestalozzistraße 1
19053 schwerin
telefon: 0385 7452 - 0
telefax: 0385 7452 - 149

AussEnstEllE hAnnoVEr
herschelstraße 3
30159 hannover
telefon: 0511 3657 - 0
telefax: 0511 3657 - 399

AussEnstEllE kArlsruhE/stuttgArt:
stAnDort kArlsruhE
südendstraße 44
76135 karlsruhe
telefon: 0721 1809 - 0
telefax: 0721 1809 - 399

stAnDort stuttgArt
olgastraße 13
70182 stuttgart
telefon: 0711 22816 - 0
telefax: 0711 22816 - 299

AussEnstEllE kÖln
werkstattstraße 102
50733 köln
telefon: 0221 91657 - 0
telefax: 0221 91657 - 490

AussEnstEllE münchEn
Arnulfstraße 9/11
80335 münchen
telefon: 089 54856 - 0
telefax: 089 54856 - 699

AussEnstEllE nürnBErg
Eilgutstraße 2
90443 nürnberg
telefon: 0911 2493 - 0
telefax: 0911 2493 – 150
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aBKÜRZunGEn

ABS Ausbaustrecke
AEG Allgemeines Eisenbahngesetz
AtG Atomgesetz
BAG Bundesamt für Güterverkehr
BAV Bundesamt für Verkehr (Schweiz)
BEV Bundeseisenbahnvermögen
BImSchG Bundesimmissionsschutzgesetz
BMVBS Bundesministerium für Verkehr, Bau und Stadtentwicklung
BRL Bauregelliste
BSWAG Bundesschienenwegeausbaugesetz
CSM RA Festlegung einer gemeinsamen Sicherheitsmethode für die Evaluierung und Bewertung von Risiken
DIBt Deutsches Institut für Bautechnik
EBA Eisenbahn-Bundesamt
EBArbSchV Eisenbahn-Arbeitsschutzzuständigkeitsverordnung
EBC Eisenbahn-Cert/Benannte Stelle Interoperabilität
EBL Eisenbahnbetriebsleiterin/Eisenbahnbetriebsleiter
EBO Eisenbahn-Bau- und Betriebsordnung 
ECVVR European Centralised Virtual Vehicle Register
ECM Entity in Charge of Maintenance
EFRE Europäischer Fonds für die regionale Entwicklung
EG Europäische Gemeinschaft
EIBV Eisenbahninfrastruktur-Benutzungsverordnung
EIU Eisenbahninfrastrukturunternehmen
ELTB Eisenbahnspezifische Liste der Technischen Baubestimmungen
ERA European Railway Agency
ESBO Eisenbahn-Bau- und Betriebsordnung für Schmalspurbahnen
EU Europäische Union 
EUB Eisenbahn-Unfalluntersuchungsstelle des Bundes
EVU Eisenbahnverkehrsunternehmen
EUV Eisenbahn-Unfalluntersuchungsverordnung
GGBefG Gesetz über die Beförderung gefährlicher Güter
GGVSEB Gefahrgutverordnung Straße, Eisenbahn und Binnenschifffahrt
GVFG Gemeindeverkehrsfinanzierungsgesetz
IfSG Infektionsschutzgesetz
IOH Ingenieur-, Ober-, Hochbau 
IZB Infrastrukturzustands- und -entwicklungsbericht
KLR Kosten- und Leistungsrechnung
LEA Landeseisenbahnaufsicht
LuFV Leistungs- und Finanzierungsvereinbarung
NBS Neubaustrecke
NVR National Vehicle Register (Nationales Fahrzeugeinstellungsregister)
proEA Prozessorientierte Eisenbahnaufsicht
RID  Règlement concernant le transport international ferroviare des marchandises Dangereuses   

(Regelung zur internationalen Beförderung gefährlicher Güter im Schienenverkehr)
SiBe Sicherheitsbescheinigung
STE Signal-, Telekommunikations- und Elektrotechnische Anlagen
StrlSchV Strahlenschutzverordnung
TEIV Transeuropäische Eisenbahn-Interoperabilitätsverordnung
TEN Transeuropäisches Netz
TfV Triebfahrzeugführerscheinverordnung
TrinkwV Trinkwasserverordnung
TSI Technische Spezifikationen für die Interoperabilität
VDV Verband Deutscher Verkehrsunternehmen
VIFGG  Gesetz zur Errichtung einer Verkehrsinfrastrukturfinanzierungsgesellschaft zur Finanzierung von  

Bundesverkehrswegen
VV BAU Verwaltungsvorschrift über die Bauaufsicht im Ingenieurbau, Oberbau und Hochbau sowie von maschinen-
 technischen Anlagen
VV BAU-STE Verwaltungsvorschrift über die Bauaufsicht von Signal-, Telekommunikations- und Elektrotechnische Anlagen
VV BETRAU Verwaltungsvorschrift zur Durchführung der betrieblichen Eisenbahnaufsicht
VV EA Verwaltungsvorschrift über die Eisenbahnaufsicht von baulichen Anlagen 
VV EA-STE Verwaltungsvorschrift für die Eisenbahnaufsicht über Signal-, Telekommunikations- und Elektrotechnische Anlagen
VV IBG Verwaltungsvorschrift Inbetriebnahmegenehmigung Fahrzeuge
VV IST  Verwaltungsvorschrift für die Verfahrensweise bei der Inbetriebnahme struktureller Teilsysteme des transeuropäi-

schen Eisenbahnsystems für den Bereich der ortsfesten Anlagen 
ZiE Zustimmung im Einzelfall
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